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Öffentliches Recht. Nachbarn müssen
akzeptieren, dass durch Neubauten
neue Blickmöglichkeiten in ihre Räume
entstehen. Wer Sichtschutz will, hat
selbst dafür zu sorgen.

VG Köln, Urteil vom 20. Februar 2025,
Az. 8 K 1542/23

Bewohner müssen sich selbst vor
Blicken der Nachbarn schützen
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DER FALL

Der Eigentümer einer Doppelhaushälfte
klagte gegen die Genehmigung für einen
grenzständigen, eingeschossigen Anbau
mit Dachterrasse an der benachbarten
Doppelhaushälfte. Er fühlte sich in seiner

Privatsphäre verletzt, weil man von der
Dachterrasse direkt in sein weniger als
einenMeter entfernt liegendes Schlafzim-
mer blicken könne. Das Gericht wies die
Klage ab.
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DIE FOLGEN

Die Rechtsprechung zum Nachbarschutz
vor Einsichtsmöglichkeiten durch neue
Bauvorhaben hat sich in den vergangenen
Jahren verfestigt. Der entschiedene Fall
mit einem sehr geringen Abstand zwi-
schen dem Schlafzimmerfenster des
Nachbarn und der genehmigten Dach-
terrasse ist ein sehr plakatives Beispiel: In
bebauten Gebieten entstehen nach Mei-
nung des Gerichts durch neue Bauvorha-
ben typischerweise neue Einsichtsmög-
lichkeiten. Nachbarn müssten dies hin-

nehmen. Der Kläger könne sich im Wege
„architektonischer Selbsthilfe“ durchGar-
dinen, Vorhänge, Rollläden und Ähnli-
ches gegen Blicke schützen. Die Bauge-
nehmigung verstoße nicht gegen das
Gebot der Rücksichtnahme. Das Gericht
begründet seine Entscheidung auch
damit, dass die Bautätigkeit zum Erliegen
käme,wenn ein geplantes Vorhaben keine
Blicke auf die umliegenden bebauten
Grundstücke eröffnen dürfte.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Die Gerichte stärken durch ihre Recht-
sprechung das Bauen. Bauherren und
Entwurfsverfassern ist dennoch zu emp-
fehlen, bei der Erstellung eines Bauan-
trags Einsichtsmöglichkeiten zulasten der
Nachbarn und mögliche eigene Sicht-
schutzvorkehrungen zu prüfen und diese
im Bauantrag anzugeben, damit Nach-
barn erkennen, dass keine unzumutbaren
Einsichtsmöglichkeiten entstehen. Bei
Balkonen und Dachterrassen bietet es
sich beispielsweise an, Sichtschutzwände
in die Bauvorlagen einzutragen. Aus der
Entscheidung ergibt sich, dass ein Vorha-
ben ausnahmsweise dann rücksichtslos
sein kann, wenn Sichtschutzvorkehrun-
gen nicht oder nur eingeschränkt möglich

oder mit finanziellem oder baulichem
Aufwand für den Nachbarn verbunden
sind. Sind Sichtschutzmaßnahmen auf
dem Vorhabengrundstück und somit auf
Kosten des Bauherrn umsetzbar, spricht
dies für eine ausreichende Berücksichti-
gungdesNachbarschutzes. Ergibt sichdas
bereits eindeutig aus den Bauvorlagen,
bedarf es keiner weitergehenden Prüfung
der Bauaufsicht. Nachbareinwände lassen
sich so von vornherein ausräumen.Das ist
auch im Sinne des Bauherrn. Denn letzt-
lich hat auch er (oder ein späterer Erwer-
ber/Mieter) kein Interesse daran, dass
Nachbarn unmittelbar in seine Räume
gucken können.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Ein Besteller, der ein Werk
nicht abgenommen hat, kann Ansprüche
gegen den Unternehmer nur geltend
machen, wenn die Verjährungsfristen
noch nicht abgelaufen sind. Sie starten
mit der Erfüllungsverweigerung.

KG, Urteil vom 11. Februar 2025,
Az. 21 U 89/23

Anspruch auf Erfüllung besteht
nur in der Verjährungsfrist
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DER FALL

Ein Generalunternehmer (GU) beauftragt
2015 einen Nachunternehmer (NU) über
einen VOB/B-Vertragmit Elektroarbeiten.
DasVorhaben verzögert sich.DerGUkün-
digt den Bauvertrag unter anderemwegen
eines Eigenantrags des Nachunterneh-
mers auf Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens. Eine Abnahme wird nicht erklärt.
Der Insolvenzverwalter macht einen Ver-
gütungsanspruch geltend, der die Aus-
zahlung des Sicherheitseinbehalts ein-
schließt. Zentrale Rechtsfrage ist, ob und
wann die Gewährleistungsfrist abgelaufen
ist.
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DIE FOLGEN

Der Sicherheitseinbehalt ist auszuzahlen,
wenn seitens des Bestellers, hier des GU,
keine Mängelansprüche geltend gemacht
werden können, weil die Ansprüche ver-
jährt sind. Da vorliegend keine Abnahme
erfolgte, musste das Gericht zunächst klä-
ren, ob Mängelansprüche infrage kom-
men. Sie setzen grundsätzlich die
Abnahme voraus, können aber aus-
nahmsweise auch ohne Abnahme entste-
hen, wenn ein Abrechnungsverhältnis
entstanden ist. Etwa, weil der GU die
Erfüllung durch den NU ablehnt. Sodann
sind die Verjährungsfristen zu klären. Für
Mängelansprüche gelten nach § 634a BGB
fünf Jahre bzw. nach § 13 Abs. 4 VOB/B
vier Jahre. Der Beginn setzt eine Abnahme
voraus. Das Gericht nimmt an, dass die

Erfüllungsverweigerung des Bestellers,
die zur Begründung des Abrechnungsver-
hältnisses führt, eine sog. Gestaltungser-
klärung sein soll, ähnlich wie Rücktritt
oder Kündigung. Diese Erklärungen sind
bei Verjährung des Anspruchs unwirk-
sam. Dies nimmt der Senat hier an. Der
GU hätte die Erfüllungsverweigerung nur
erklären dürfen, solange der Anspruch auf
Erfüllung überhaupt noch bestand. Erklärt
der GU innerhalb der allgemeinen dreijäh-
rigen Verjährungsfrist die Verweigerung,
schließe sich die Gewährleistungsfrist von
fünf bzw. vier Jahren an, so als wäre eine
Abnahme erfolgt. Im entschiedenen Fall
gab der GU die Erklärung zu spät ab. Sein
Anspruch ist verjährt; der Einbehalt ist an
den Insolvenzverwalter auszuzahlen.
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WAS IST ZU TUN?

Der Fall zeigt, wie wichtig die Abnahme
ist: Sie führt jedenfalls zur Rechtssicher-
heit, was die Frage der anwendbaren Vor-
schriften (Mängelrechte oder allgemeines
Leistungsstörungsrecht) und das Ver-
jährungsregime (allgemeine Verjährung
oder Verjährung der Mängelansprüche)
angeht. Dies gilt ebenfalls bei gekündigten
Verträgen. Auch hier hat der Unterneh-

mer Leistungen ausgeführt, die abzuneh-
men sind. Wurden die Leistungen man-
gelfrei ausgeführt, hat der Unternehmer
sogar einen Anspruch auf Abnahme.
Ohne Abnahme bewegen sich Parteien
zwar nicht im rechtsfreien Raum, aber in
einem Raum, der rechtlich mehr Fragen
aufwirft, als er beantwortet.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Jan Lindner-Figura

von Görg Rechtsanwälte
Quelle: Görg

Pachtrecht. Für die Einhaltung der
Schriftform genügt es, wenn sich ein
Pachtvertrag und Anlagen dazu
klar und eindeutig aufeinander beziehen.

BGH, Beschluss vom 9. Mai 2025,
Az. LwZR 6/24

Auch ohne physische Verbindungg
kann die Schriftform gewahrt seiin
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DER FALL

Die Parteien schlossen 2014 einen Pacht-
vertrag über fast 95 ha land- und forstwirt-
schaftliche Flächen mit einer Laufzeit von
25 Jahren. Der Vertrag verweist auf eine
Anlage, aus der sich die Pachtflächen
ergeben. Der Verpächter kündigte den
Vertrag 2021. Er machte geltend, dass die
erforderliche Schriftform mangels Er-
kennbarkeit der vom Vertrag umfassten
Flächennicht eingehalten sei. Der Pächter

behauptete, dass bei der Vertragsunter-
zeichnung die fragliche Anlage beigefügt
gewesen und die Schriftform somit einge-
halten sei. Im Berufungsverfahren stellte
das Gericht fest, es lasse sich nicht aufklä-
ren, ob die Anlage beigefügt war. Das
Gericht vertrat die Auffassung, dies gehe
zulastendesVerpächters, undwies dessen
Klage auf Herausgabe der gepachteten
Grundstücke ab.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

Die Revision des Verpächters vor dem
BGH scheitert. Der BGH stellt erneut fest,
dass wesentliche vertragliche Vereinba-
rungen auch in Anlagen zum Mietvertrag
bzw. Pachtvertrag ausgelagert werden
können. Es bedarf keiner körperlichen
Verbindung der Schriftstücke mit dem
Vertrag, sondern es genügt für die Einheit
der Urkunde und somit für die Einhaltung
der Schriftform die bloße gedankliche
Verbindung. Diesemuss in einer zweifels-
freien Bezugnahme zum Ausdruck kom-
men. Der BGH stellte außerdem fest, dass
die Beweislastverteilung bei der Wahrung

der Schriftform einesMiet- oder Pachtver-
trags umstritten ist. Zum Teil werde von
den Gerichten die Auffassung vertreten,
dass derjenige, der –wie hier der Verpäch-
ter – als Anspruchsteller einen Verstoß
gegen das Schriftformerfordernis als
Voraussetzung eines Kündigungsrechts
geltend macht, die Beweislast für diesen
Verstoß trage. Andere Gerichte seien der
Ansicht, dass für die Wahrung der Schrift-
form derjenige beweispflichtig sei, der
sich auf eine Befristung des Pachtvertrags
beruft. Der BGH lässt diese Grundsatz-
frage in seiner Entscheidung offen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Parteien eines Miet- oder Pachtver-
trags, die ein Interesse daran haben, dass
derMiet- oder Pachtvertragnicht vorzeitig
von einer Vertragspartei wegen Nichtein-
haltung der Schriftform gekündigt werden
kann, sollten beim Abschluss des Vertrags
bzw. eines Nachtrags präzise auf die Ein-
haltung der gesetzlichen Schriftform ach-
ten. Zukünftig ist hier die Einhaltung der
Textform ausreichend. In diesem Zusam-

menhang sollten die Vertragsparteien –
um das Risiko einer vorzeitigen Kündi-
gung zu vermeiden – sämtliche Anlagen
zum Vertrag, insbesondere solche, die die
vermieteten/verpachteten Flächen kon-
kretisieren, unbedingt dem jeweiligen
Vertrag beifügen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Carsten Küttner

von WIR Breiholdt
Nierhaus Schmidt

Quelle: WIR BNS

Wohnungseigentumsrecht. Bei der
Frage, ob eine bauliche Veränderung
einen Eigentümer unbillig benachteiligt,
sind nur die unmittelbaren Folgen der
Maßnahme zu prüfen und nicht die, die
sich aus dem Gebrauch ergeben können.

BGH, Urteil vom 28. März 2025,
Az. V ZR 105/24

Angst vor Lärm blockiert den
Einbau eines Klimageräts nicht
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DER FALL

Einem Wohnungseigentümer wird über
einen Mehrheitsbeschluss der Einbau
eines Klimageräts im Außenbereich
gestattet. Der Kläger, Eigentümer einer
darunterliegenden Wohnung, fühlt sich
benachteiligt. Er argumentiert mit Ver-

weis auf Gebrauchsstörungen durch tief-
frequenten Schall. Die Vorinstanzen mei-
nen, auf dieseBeeinträchtigung kommees
für die Beurteilung der Ordnungsmäßig-
keit des Gestattungsbeschlusses nicht an.
Die Revision wird zugelassen.
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DIE FOLGEN

Der BGH folgt den Vorinstanzen. Bei der
Beurteilung, ob eine bauliche Verände-
rung einen Wohnungseigentümer gegen-
über anderen unbillig benachteiligt und
deshalb nicht gestattet werden darf, seien
im Grundsatz nur die unmittelbar mit der
baulichen Veränderung verbundenen
Auswirkungen zu prüfen. Das waren im
entschiedenen Fall die Kernbohrung
durch die imGemeinschaftseigentum ste-
hende Außenfassade sowie Art und Ort
der Anbringung des Klimageräts. Nicht zu
berücksichtigen seien mögliche Auswir-
kungen des späteren Gebrauchs. Haben
überstimmte Wohnungseigentümer (nur)

Bedenken wegen der Folgen der späteren
Nutzung, etwa Lärm, könne dem ander-
weitig Rechnung getragen werden. Und
zwar auch dann, wenn der Gestattungsbe-
schluss nicht angefochten wird. Ein
bestandskräftiger Beschluss hindere die
Eigentümergemeinschaft auch nicht
daran, die Nutzung der baulichen Verän-
derung auf der Grundlage der für die
Hausordnung eingeräumten Beschluss-
kompetenz (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 WEG) zu
regeln. Derartige Nutzungsregelungen
müsstennicht zugleichmit derGestattung
beschlossen werden.
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WAS IST ZU TUN?

Die Bestandskraft eines Gestattungsbe-
schlusses schließt Abwehransprüche
anderer Wohnungseigentümer wegen
Immissionen im Bereich ihres Sonderei-
gentums infolge der Nutzung der bauli-
chen Veränderung nicht aus. Vielmehr
müssen Wohnungseigentümer, die von
der Nutzung einer gestatteten baulichen
Veränderung in ihrem Sondereigentum
nachteilig betroffen sind, sich aufAbwehr-
ansprüche nach § 14 Abs. 2 Nr. 1 WEG
bzw. § 1004 Abs. 1 i.V.m. § 906 BGB beru-
fen. Mögliche Nachteile bei Inbetrieb-

nahme einer erlaubten baulichen Verän-
derung beeinflussen die Ordnungsmäßig-
keit des Beschlusses nicht. Es wird diffe-
renziert zwischen Errichtung und Be-
nutzung, sodass imExtremfall eineAnlage
gebaut, aber nicht gebraucht werden darf.
Etwas anderes gilt nur, wenn bereits bei
der Gestattung evident ist, dass der spä-
tere Gebrauch zwangsläufig mit einer
unbilligen Benachteiligung eines Woh-
nungseigentümers einhergehen wird.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


